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Das Jahr 1981 war besonders gekennzeichnet durch
— weiter verstärkte wirtschaftliche und soziale Probleme im Rahmen verän-

derter globaler Produktions- und Marktbedingungen; \
— Versuche, Schwierigkeiten in den Beziehungen mit den wichtigsten Han-

delspartnern einer Lösung näherzubringen sowie bestehende Verbindungen
und die Beitrittsverhandlungen mit Portugal und Spanien fortzuführen;

— Bemühungen, die Gemeinschaftspolitiken zu wahren und zu vertiefen, not-
falls zu reformieren sowie neue Politikbereiche anzugehen;

— Ansätze verstärkter interinstitutioneller Beziehungen.

Zusammensetzung und Auftrag des Rates
Seit 1.1.1981 besteht der Rat aus Vertretern der 10 Mitgliedstaaten. Jede Re-
gierung entsendet eines ihrer Mitglieder. Die Zusammensetzung des Rates
kann sich also je nach den zu erörternden Fragen ändern. Der Vorsitz im Rat
wird von den Mitgliedstaaten nacheinander für je 6 Monate in folgender Rei-
henfolge wahrgenommen: Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Vereinigtes König-
reich. Der Rat wird auf Veranlassung seines Präsidenten, eines seiner Mitglie-
der oder der Kommission einberufen.

Nach den Verträgen von Rom (EWG, Euratom) soll der Rat für die Abstim-
mung vor allem der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten sorgen; er besitzt ei-
ne Entscheidungsbefugnis. Jede Bestimmung von allgemeiner Tragweite oder
Bedeutung muß vom Rat erlassen werden, der sich aber, von wenigen Fällen
abgesehen, nur zu einem Vorschlag der Kommission äußern kann. Der Unter-
schied zwischen den Verträgen von Rom und dem Vertrag von Paris (EGKS)
liegt darin, daß nach ersteren der Rat im allgemeinen auf Vorschlag der Kom-
mission beschließt, während nach letzterem die Hohe Behörde (heute die
Kommission) ebenfalls im allgemeinen nach Zustimmung des Rates entschei-
det.

Das Jahr 1981 begann mit der 685. Sitzung (Auswärtige Angelegenheiten) un-
ter niederländischem und endete mit der 749. (Haushalt) unter britischem Vor-
sitz. Somit tagte der Rat über 60 mal, mit Höhepunkten im März (10 Sitzungen),

* Dieser Artikel bringt ausschließlich die persönliche Meinung des Autors zum Ausdruck.
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Juni (12) und Dezember. Auf seinen Tagungen führte der Ministerrat wichtige
Debatten über die Außenbeziehungen (z.B. Beziehungen zu den Entwick-
lungsländern, Nord-Süd-Dialog, Beziehungen zu den Ländern des Mittelmeer-
raumes, Handelspolitik und Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, Japan,
Polen, Süderweiterung), Agrarfragen (Preise, strukturelle Maßnahmen, Wein-
sektor), Wirtschafts- und Finanzfragen (italienische Schutzmaßnahmen, neues
Gemeinschaftsinstrument II, Ausfuhrkredite), Fischereifragen (Verhandlun-
gen über eine gemeinsame Politik, Verabschiedung technischer Maßnahmen,
internationale Vereinbarungen), die Lage der Stahlindustrie und Energiefra-
gen (Energieziele 1990). Gewohnheitsgemäß tagten die Außen- und Landwirt-
schaftsminister am meisten — je 11 mal. Der Rat für Währungs- und Finanzfra-
gen brachte es auf 8 Sitzungen, 7 mal allein tagten die Fischereiminister und 4
mal die für Stahl zuständigen Minister. Energie- und Entwicklungsfragen wur-
den je 3 mal zum Schwerpunkt einer Ratstagung gemacht, je 1—2 mal: Ver-
kehrsprobleme, Arbeits- und Sozialfragen (zusätzlich zum „Jumbo-Rat"), Um-
weltpolitik, Steuerfragen, Bildungs- und Forschungsangelegenheiten.

In den letzten Jahren erfreuen sich auch die vom Formalitätenbalast befrei-
ten, offener Diskussion leichter zugeneigten informellen Ministertagungen
wachsender Beliebtheit. In diesem Rahmen — nicht zu verwechseln mit Treffen
der Außenminister nach dem Gymnich-Typ wie am 9. —10. April — trafen sich
die Minister für Verkehr, Finanzen, Industrie, jene für Soziales und Beschäfti-
gungsfragen, für Landwirtschaft sowie die Außenminister zu Fragen des Man-
dats vom 30.5.1980.

Während des Berichtsjahres verabschiedete der Rat 414 Verordnungen, 150
Entscheidungen und 45 Richtlinien.

Ratsaktivitäten zur wirtschaftlichen und sozialen Lage

In mehrfacher Weise hat der Rat sich mit den wirtschaftlichen und sozialen
Problemen der Gemeinschaft befaßt und seiner festen Überzeugung Ausdruck
verliehen, daß die Fortsetzung einer koordinierten, festen aber dennoch flexi-
blen Politik über einen genügend langen Zeitraum hinweg der Gemeinschaft
erlauben wird, die gegenwärtigen sozialen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten
zu bewältigen und zu wirtschaftlichem Wachstum, Stabilität und befriedigen-
dem Beschäftigungsstand zurückzukehren. Insbesondere wurde festgestellt,
daß die Rolle der Gemeinschaft als besonders bedeutungsvoll für eine Aktion
betrachtet werde, die unter Verwendung der verschiedenen Gemeinschaftsin-
strumente vorrangig zur Verminderung der strukturellen Arbeitslosigkeit und
zur Verbesserung der Infrastrukturen und der wirtschaftlichen Lage der am we-
nigsten entwickelten Regionen durchgeführt werden müsse1.

Der Rat (Wirtschafts- und Finanzfragen) setzte mit Unterstützung des Wäh-
rungsausschusses und des Ausschusses der Präsidenten der Zentralbanken sei-
ne Beratungen über die Koordinierung der Wirtschafts- und Währungspolitik
fort. Er erörterte den Entwurf des fünften Berichts über die mittelfristige Wirt-
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Schaftspolitik und den jährlichen Wirtschaftsbericht. Ferner wurden internatio-
nale Wirtschafts- und Währungsfragen behandelt, einschließlich der Auswir-
kungen hoher Zinssätze und optimalen Nutzung der Mechanismen des EWS2.

Am 11. Juni trafen sich beim ersten „Jumbo-Rat" in Luxemburg die Minister
für Finanzen, Wirtschaft und Soziales, gemäß Mandat des Europäischen Rates
vom 23.-24. März. Die Vertreter der Europäischen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerverbände wurden während der Vorbereitungsarbeiten für diese Tagung
konsultiert.

Der Rat hielt es für notwendig, durch den Ausbau der Produktivität Investi-
tionen zu fördern, die eine Verstärkung der Strukturen zum Ziel haben, die ih-
rerseits Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen und wirtschaftlich gerechtfertigt
sind.

Auch müsse eine Verstärkung der Strukturen weitgehend duch die Innova-
tion von Erzeugnissen, Produktionsverfahren und Dienstleistungen erfolgen.
In diesem Zusammenhang empfiehlt er, die Schaffung von Rahmenbedingun-
gen zu fördern, die ermöglichen, das Produktionspotential auszubauen und die
zukunftsträchtigen Wirtschaftszweige zu entwickeln. Dies beinhaltet auch die
progressive Abschafffung der Subventionen für nicht lebensfähige Sektoren,
Maßnahmen zur Verbesserung der Anpassungsfähigkeit und Überprüfung des
Europäischen Sozialfonds3.

Der Ständige Ausschuß für Beschäftigungsfragen diskutierte am 19. Mai und
am 3. November 1981 die Probleme der Arbeitslosigkeit sowie der sozialen Fol-
gen, die sich aus der Einführung neuer Informationstechnologien im Bildungs-
wesen ergeben. Er stellte fest, daß weitgehend Einvernehmen über die zu tref-
fenden Maßnahmen besteht, insbesondere hinsichtlich der Berufsbildung für
die Beschäftigung in kleineren und mittleren Unternehmen sowie hinsichtlich
einer besseren Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Vor- und Nachteile
dieser neuen Technologien. Der Rat einigte sich im Oktober auf einen gemein-
samen Standpunkt in der Frage der Erneuerung des Neuen Gemeinschaftsin-
struments und legte dafür einen Höchstbetrag von 1 Mrd. ECU fest.
Im Bereich der Eisen- und Stahlindustrie hat der Rat
— Einvernehmen über den Entwurf einer Entscheidung der Kommission zur

Einführung eines neuen Kodex für Beihilfen erzielt. Dieser neue Kodex legt
die allgemeinen und spezifischen Bedingungen fest, denen öffentliche Bei-
hilfen entsprechen müssen;

— die besondere Bedeutung der sozialen Maßnahmen unterstrichen, die paral-
lel zu den Umstrukturierungsprogrammen getroffen werden, und für die
EGKS einen beträchtlichen finanziellen Zuschuß gewährt;

— sich — in Ergänzung seiner Zustimmung zu der einjährigen Verlängerung
der Anwendung von Artikel 58 auf verschiedene Erzeugnisse — damit ein-
verstanden erklärt, daß die obligatorischen mengenmäßigen Beschränkun-
gen nach Artikel 58 ein Jahr lang auch auf Betonrundstahl und Stabstahl
ausgedehnt werden.
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Ratstätigkeiten im Bereich der Außenbeziehungen

Am 1. Januar 1981 ist das zweite Abkommen von Lome in Kraft getreten, das
verschiedene Neuerungen gegenüber Lome I enthält und weiterhin ein einzig-
artiges Modell für die Zusammenarbeit einer Gruppe von Staaten — über 60
AKP-Staaten und die 10 EG-Mitgliedstaaten — darstellt, die zusammen fast die
halbe Welt umfassen. Am 9./10. April 1981 fand in Luxemburg die sechste Ta-
gung des AKP-EWG-Ministerrats statt. Auf dieser Tagung, der ersten seit In-
krafttreten des zweiten Abkommens von Lome, konnte das allgemein gute
Funktionieren der Zusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten und der Ge-
meinschaft sichergestellt werden. Der AKP-Zuckerpreis blieb jedoch ein noch
offenes Problem.

Im Dezember genehmigte der Rat das für weitere 10 Jahre geltende und auf
125 Länder anwendbare Schema der allgemeinen Präferenzen.

Die wichtigsten Ereignisse in den Beziehungen zu den Ländern des Mittel-
meerraums waren die Eröffnung der Verhandlungen über die Erneuerung der
1981 auslaufenden Finanzprotokolle mit den Maghreb- und Maschrik-Län-
dern sowie mit Israel, die Tagungen der Assoziationsräte auf Ministerebene mit
Zypern , Israel, Malta und Tunesien sowie die Eröffnung von Verhandlungen
mit Jugoslawien über den Abschluß eines Anpassungsprotokolls zum Koopera-
tionsabkommen im Anschluß an den Beitritt Griechenlands. Die Zusammenar-
beit mit Indien4 ist mit der Unterzeichnung eines erweiterten Abkommens ver-
tieft worden, das an die Stelle des Abkommens von 1973 tritt. Die Zusammen-
arbeit mit ASEAN und den anderen Partnern in Asien wurde fortgesetzt. Fer-
ner wurde ein neues, wirksameres Dialogverfahren mit Lateinamerika ausgear-
beitet.

Bei der Nahrungsmittelhilfe wird die Gemeinschaft künftig stärker als bisher
darauf achten, daß diese Art der Hilfe zu einem Instrument der allgemeinen
Politik der Gemeinschaft im Bereich der Zusammenarbeit in Entwicklungsfra-
gen wird; über die allgemeinen Leitlinien eröffnete das Europäische Parlament
ein Konzertierungsverfahren.

Ein Aktionsplan zur Bekämpfung des Hungers in der Welt wurde im Novem-
ber auf Betreiben Italiens verabschiedet. Er schließt eine weitere Soforthilfe im
Werte von 40 Mio. ECU für die ärmsten Länder im Jahre 1981 sowie eine Rei-
he von Maßnahmen zur Steigerung der Nahrungsmittelproduktion in den Ent-
wicklungsländern ein. Im November wurden Leitlinien für die Hilfe für nicht
assoziierte Staaten für 1982 festgelegt.

Darüber hinaus erstellte der Rat einen Bericht über die Politik der Gemein-
schaft im Nord-Süd-Dialog; dieser Bericht wurde vom Europäischen Rat gebil-
ligt und diente dann den Vertretern der Gemeinschaft auf dem Wirtschaftsgip-
fel in Ottawa als Beratungsgrundlage. Darin wird insbesondere bestätigt, daß
die Gemeinschaft grundsätzlich an dem Gedanken „einer neuen Serie weltwei-
ter Verhandlungen" festhält.
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Der Rat bereitete die 8. und 9. Tagung der Konferenz auf Ministerebene
über den Beitritt Spaniens (13. Juli und 26. Oktober) sowie die 5. Tagung auf
Ministerebene über den Beitritt Portugals zu den Europäischen Gemeinschaf-
ten vor (27. Oktober).

Intensiv beschäftigte sich der Rat mit den Handelsproblemen gegenüber den
USA (die EG weist ein Defizit von ca. 13 Mrd. Dollar - 1980 sogar 25 Mrd. -
auf) und Japan (Defizit 15 Mrd. Dollar, steigend). Im Dezember wurde Einver-
nehmen über Leitlinien der Gemeinschaft für die Behandlung der zwischen der
Gemeinschaft und Japan bestehenden Schwierigkeiten erzielt, und Japan For-
derungen der Gemeinschaft nach wirksamen Maßnahmen der Erleichterung
der Einfuhr von Fertigwaren, nach merklichen Zollsenkungen, nach Verbesse-
rung bei den japanischen Normen und Prüfverfahren sowie bei den Bedingun-
gen für Bank- und Versicherungsgeschäfte und Investitionen in Japan und
schließlich nach einer effektiven Mäßigung bei den japanischen Ausfuhren in
empfindlichen Sektoren übermittelt.

Hinsichtlich der schwierigen Handelsfragen — insbesondere Stahl und Ge-
staltung der Energiepreise — intervenierte die Gemeinschaft bei der US-Admi-
nistration.

Unmittelbar vor Weihnachten konnte sich der Rat über Verhandlungsrichtli-
nien für ein neues Multifaserabkommen einigen.

Für Polen stellte der Rat erhebliche Mittel zur Versorgung seiner Bevölke-
rung mit Lebensmitteln bereit.

Wahrung, Reform und Vertiefung der Gemeinschaft
Die Präsidentschaften legten dem Europäischen Parlament jeweils ihr Arbeits-
programm und die Bilanz der Tätigkeiten vor. Lord Carrington sprach hierbei
von einem neuen Triptychon: Erneuerung — Erweiterung — Vertiefung. Er un-
terstrich, die EG befinde sich an einem Wendepunkt, nicht so sehr in einer Kri-
se.

Die Kommission hat entsprechend dem Mandat vom 30. Mai 19805 am 25.
Juni 1981 Vorschläge zur Neubelebung der Gemeinschaft, zur Anpassung der
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Berichtigung verschiedener Unausgewo-
genheiten im Haushaltsplan mitgeteilt. Der Europäische Rat beriet daraufhin
am 29./30. Juni 1981 über das weitere Vorgehen und ersuchte die Kommission,
förmliche Vorschläge zu unterbreiten. Der Rat setzte unterdessen seine Arbei-
ten anhand der Mitteilung der Kommission aktiv fort, um dem Europäischen
Rat auf seiner Tagung im November zu berichten.

Nach Erörterungen des Rates (auswärtige Angelegenheiten) über ein Ar-
beitsprogramm wurde eine besondere Mandatsgruppe eingesetzt, die den Auf-
trag erhielt, die Arbeit an den drei wichtigsten Kapiteln des Kommissionsbe-
richtes voranzubringen: die Weiterentwicklung der Gemeinschaftspolitiken,
die Gemeinsame Agrarpolitik und die Haushaltsfrage. Diese Mandatsgruppe
lieferte eine Grundlage für die Aussprache im Außenministerrat und später im
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Europäischen Rat, der — vorbehaltlich einer endgültigen Einigung über alle
drei Kapitel — ein vorläufiges Einvernehmen über einen Teilbereich erzielte.
Insgesamt aber gelang kein Durchbruch; im Gegenteil: die Positionen schienen
sich Ende 1981 zu verhärten.

Die französische Regierung legte im Oktober ein Memorandum zur Neube-
lebung der Gemeinschaft mit der Forderung nach einem Europäischen Sozial-
raum vor6. Wenig später unterbreiteten die deutsche und die italienische Re-
gierung den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einen Entwurf für eine Akte
über die europäische Union sowie Vorschläge für die wirtschaftliche Integra-
tion der Gemeinschaft7.

Diese deutsch-italienische Initiative schlägt u.a. „eine Abstimmung in sicher-
heitspolitischen Fragen" und eine Erweiterung der Zusammenarbeit im juristi-
schen und kulturellen Bereich (Fach-Räte für Kultur und Justiz) vor. Der Eu-
ropäische Rat soll „politisches Lenkungsorgan" werden. Ein Veto im Rat ist
„konkret und schriftlich" zu begründen.

Im Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit begannen schon
erste Besprechungen der Akte; soweit die Vorschläge die Gemeinschaft im en-
geren Sinne betreffen, ist mit einer intensiven Prüfung dieser Vorschläge erst
1982 zu rechnen.

Zu den Aktivitäten, die sich auch im täglichen Leben der Bürger Europas
auswirken, gehört unter anderem die Entschließung der Vertreter der Regie-
rungen der Mitgliedstaaten vom 23. Juni 1981 über die Einführung eines Passes
nach einheitlichem Muster. Diese Entschließung wurde in dem Bestreben ver-
abschiedet, den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten das Gefühl zu geben,
daß sie ein und derselben Gemeinschaft angehören, und in der Annahme, daß
die Einführung eines solchen Passes dazu geeignet ist, den Personenverkehr
der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten zu erleichtern.

Der Rat führte auch die Prüfung des Richtlinienvorschlags über das Aufent-
haltsrecht auf dem Gebiet anderer Mitgliedstaaten weiter.

Interinstitutionelle Beziehungen

Nicht nur das Parlament legte umfassende Neuerungen für die interinstitutio-
nellen Beziehungen vor, die der Rat 1981 intensiv prüfte — auch der Rat, insbe-
sondere die aktiven Präsidentschaften, intensivierten die Kontakte.
— Die amtierende Präsidentin des Europäischen Rates nahm erstmals eine

Einladung an, vor dem Europäischen Parlament (EP) im Dezember eine Er-
klärung über die Tagung des Europäischen Rates abzugeben, die in London
unter ihrem Vorsitz stattgefunden hatte.

— Zum ersten Mal trafen alle zehn Außenminister sowie der Präsident der
Kommission und das verantwortliche Mitglied der Kommission, Herr An-
driessen, am 17. November mit dem Erweiterten Büro des Europäischen
Parlaments zusammen8.
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— Der Ratsvorsitz trug zusammen mit dem Ratssekretariat dafür Sorge, daß
die Stellungnahmen und Entschließungen des Europäischen Parlaments auf
allen geeigneten Beratungsebenen des Rates berücksichtigt wurden.

— Im Haushaltsbereich führte der Rat die Praxis ein, das Parlament frühzeitig
in jedem Stadium des Verfahrens zu konsultieren, um auf beiden Seiten vol-
les Verständnis für die Standpunkte der anderen Seite zu gewährleisten.

— Die Treffen zwischen Rat und einer Parlamentsdelegation im Rahmen des
Haushaltsverfahrens fanden erstmals am Vorabend der Ratssitzung statt.

— Die Teilnahme von Ratspräsidenten und Fachministern an Plenartagungen
und Ausschußsitzungen nahm sprunghaft zu. Zu den Plenartagungen kamen
in der Regel mehr als ein Minister. 1981 äußerten sich die jeweiligen Rats-
präsidenten im Plenum u.a. zu folgenden Problemen: Energiefragen, Rech-
te der Frau, Hilfe für Behinderte, Agrarpreise, Fischereiprobleme, mikro-
elektronische Technologie, Umstrukturierung der Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitiken, zukünftiger Haushalt der EG, interinstitutionelle Beziehun-
gen, Handelsverbindungen mit den Golf Staaten, Beschäftigungslage, Bin-
nenmarkt, Mandat vom 30. 5. 1980 und Nahrungsmittelhilfe.

Allein siebzehn Minister des Vereinigten Königreichs (einschließlich des
Premierministers) haben an Plenar- oder Ausschußsitzungen des Parla-
ments teilgenommen. Ein (Fast-)Novum: die Außenminister Genscher und Co-
lombo trugen im EP im November ihren Entwurf der Akte vor9.

Treffen mit folgenden Ausschüssen fanden statt: Energie und Forschung
(3mal), je 2mal mit dem Sozial- und Transportausschuß sowie einmal mit den
Ausschüssen für Landwirtschaft, Wirtschaft und Währung, Außenwirtschafts-
beziehungen, Recht, Regionales, Umwelt und Entwicklung. Als Besonderheit
ist zu vermerken, daß zusätzlich Gedankenaustausche mit dem deutschen For-
schungsminister und dem italienischen Minister für kulturelle Güter stattfan-
den. (Präzedenzfälle für solche Besuche außerhalb der Präsidentschaft gab es
zu Beginn der sozial-liberalen Koalition durch einen Besuch von Brandt im Po-
litischen Ausschuß (Ostpolitik) und 1976 kurz vor der britischen Präsident-
schaft.)

Weiterhin intensivierten die Präsidentschaften die Kontakte zu interparla-
mentarischen Delegationen, sie trafen sich mit den Vertretern der Beziehungen
zwischen dem Europäischen Parlament und den entsprechenden Parlamenten
Jugoslawiens, Japans, der Schweiz, der spanischen Cortes und der israelischen
Knesseth. Der Ratspräsident nahm am Treffen mit dem latein-amerikanischen
Parlament in Bogota im Januar und an der Beratenden Versammlung AKP-
EWG im Februar und im September teil.

Der Rat antwortete auf 176 schriftliche und 251 mündliche Fragen im Rah-
men der Fragestunde.

Hinsichtlich der Forderungen des Europäischen Parlaments zur Entwicklung
der interinstitutionellen Beziehungen (vgl. die Debatten und Resolutionen vom
Juli 1981) legte Lord Carrington bei der Zusammenkunft der Minister für aus-
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wärtige Angelegenheiten der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft mit dem erwei-
terten Präsidium des Europäischen Parlaments am 17. November erste Überle-
gungen des Rates zu diesen Entschließungen dar10.

Bei den Punkten, zu denen der Rat Stellung nahm, handelte es sich vor allem
um
— die programmatische Rede des amtierenden Präsidenten,
— schriftliche und mündliche Anfragen,
— die Teilnahme des Ratspräsidenten an den Tagungen der Ausschüsse des

Europäischen Parlaments,
— die fakultative Anhörung des Europäischen Parlaments,
— die erneute Anhörung des Europäischen Parlaments,
— die Artikel 32 bis 36 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments,
— die Prüfung der Entschließungen des Europäischen Parlaments durch den

Rat,
— die Unterrichtung des Europäischen Parlaments über die weitere Behand-

lung seiner Stellungnahme.
Der Rat glaubt, daß die Anwendung der beschlossenen Verfahren bzw. die ver-
besserte Anwendung der alten Verfahren geeignet ist, eine noch bessere Zu-
sammenarbeit zwischen den beiden Institutionen zu erreichen.

Die verschiedenen sonstigen Punkte, die in diesen Entschließungen zur Spra-
che gebracht werden, werden weiter geprüft.

Die Kommission hat unterdessen am 17. Dezember 1981 dem Rat Vorschlä-
ge zur Verbesserung des Konzertierungsverfahrens zwischen dem Parlament,
dem Rat und der Kommission unterbreitet. Diese Vorschläge werden derzeit
im Rat geprüft.

Die von Herrn Hänsch eingebrachte Entschließung11 enthält im übrigen eini-
ge Anregungen zur Arbeitsmethode des Rates. Dieser erinnert in diesem Zu-
sammenhang an die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates zum Bericht
der Drei Weisen.

Die vom Europäischen Parlament angenommenen Entschließungen erwäh-
nen ferner verschiedene Haushaltsfragen, die nach seiner Auffassung eher im
Rahmen des interinstitutionellen „Trilogs" behandelt werden sollten, der hier-
für eingeleitet worden ist12.

Konflikt um den Haushalt 82

Auch im dritten Jahr nach der Direktwahl des Parlaments war ein Konflikt
um den Haushalt nicht zu vermeiden. Erstmals hat nun der Rat, nachdem ein
Schreiben vom 21. Dezember erfolglos blieb, aus Rechtswahrungsgründen den
Gerichtshof angerufen. Um rasch einen fruchtbaren Dialog mit dem Parlament
aufnehmen zu können, erschien es dem Rat wünschenswert, daß die Mitglied-
staaten ihr Vorgehen koordinieren und insbesondere alle damit einverstanden
sind, ihre Zahlungen in vollem Umfang unter Zugrundelegung des festgestell-
ten Haushaltsplans zu leisten. Mit Hilfe des erzielten Übereinkommens können
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ein normales Funktionieren der Gemeinschaft gewährleistet und ein Auseinan-
derklaffen der Standpunkte der Mitgliedstaaten sowie die daraus für die Bezie-
hungen zwischen diesen Staaten und der Kommission resultierenden Folgen
vermieden werden.

Ferner hat dieses Übereinkommen die Möglichkeit eröffnet, gleichzeitig zu
beschließen, daß mit dem Parlament ein Dialog über die zwischen den beiden
Organen strittigen Fragen, hauptsächlich über die Klassifizierung der Ausga-
ben, aufgenommen wird. Der Rat war der Ansicht, er könne einen Dialog nicht
einleiten, ohne in seinen Beschluß ein Schutzelement cinzubeziehen, mit dem
seine Rechte bezüglich des Haushaltsplans 1982 gewahrt werden. Als Schutz-
maßnahme hat er deshalb außerdem beschlossen, beim Gerichtshof Klage ge-
gen diesen Haushaltsplan sowie gegen die Art und Weise zu erheben, wie er
vom Parlament verabschiedet und wie er festgestellt worden ist.

In dem gleichen Beschluß hat der Rat weiterhin bereits die Verfahren zur
Vorbereitung des interinstitutionellen Dialogs festgelegt, der baldmöglichst
aufgenommen werden soll. Der Rat hält es nämlich für äußerst wünschenswert,
diesen Dialog vor Beginn des Verfahrens zur Aufstellung des Haushaltsplans
für 1983 abzuschließen.
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